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1 ANLASS UND ZIEL DER PLANUNG

Anlassfür die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 1218 "Nördlicher Teilbereich - Münkeweg"
ist die städtebauliche Zielsetzung der Gemeinde Ihlow im Ortsteil Westerende - Kirchloog
Wohnbauflächen zu mobilisieren. Mit der 2. Änderung des Bebauungsplans wird eine von
bestehenden Siedlungsflächen umschlossene Freifläche einer baulichen Nutzung zugeführt.
Damit wird der bestehende Ortsteil im Sinne einer Innenentwicklung behutsam
weiterentwickelt. Die umgebenden Siedlungsbereiche bestehen mehrheitlich aus
Einfamilienhäusern.

Um der Entwicklung Rechnung zu tragen müssen entsprechende Wohnbauflächen entwickelt
werden; dazu trägt der vorliegende Bebauungsplan bei. Ein ausreichendes und

zukunftsgemäßes Angebot an Wohnbauflächen ist daher notwendig, um eine Abwanderung
in andere Orte zu unterbinden und um junge Familien im Sinne einer gesunden
Bevölkerungsstruktur in Ihlow zu halten.

Das Plangebiet liegt in einer sogenannten Außenbereichsinsel und eignet sich daher als
Standort für eine Innenentwicklung. Die vorliegende Planung erfüllt die Planungsziele des
rechtswirksamen Bebauungsplans Nr. 1218, welcher einst aufgrund einer mangelnden
Verkaufsbereitschaft der Grundstückseigentümer nicht in vollem Maße entwickelt werden
konnte.

Mit der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 1218 wird der Baulandnachfrage nach
Grundstücken in Gemeinde Ihlow entsprochen.

Da für den Geltungsbereich der 2. Änderung derzeit keine Baurechte bestehen, erfolgt eine
Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO, wonach das Plangebiet
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wird.
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2 RAHMENBEDINGUNGEN UND VORAUSSETZUNGEN DER PLANUNG

Nach der zum 1. Januar 2007 in Kraft getretenen Gesetzesänderung kann für die 2. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 1218 ein beschleunigtes Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt
werden, da

. der Bebauungsplan der Innenentwicklung dient,

. die in Anspruch genommene Grundfläche beträgt 20. 000 m2 bis weniger als

. 70. 000 m2 und führt aufgrund einer überschlägigen Prüfung der in Anlage 2 zum

BauGB aufgeführten Kriterien zu der Einschätzung, dass diese

Bebauungsplanänderung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat,
die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 in der Abwägung zu berücksichtigen sind,

. durch den Bebauungsplan keine Vorhaben zulässig werden, die der Pflicht zu einer
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und

. Schutzgüter der FFH-Gebiete und Europäischen Vogelschutzgebiete nicht
beeinträchtigt werden.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um einen bereits überplanten Ortsbereich, der durch den

rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 1218 überlagert wird. Bei dem Planungsziel, einer
Anpassung an die geänderte städtebauliche Bestandssituation, handelt es sich um "andere
Maßnahmen der Innenentwicklung" im Sinne des § 13a Abs. 1 Satz 1 BauGB.

3 LAGE UND ABGRENZUNG DES BEBAUUNGSPLANS

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Westerende - Kirchloog der Gemeinde Ihlow. Der räumliche
Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 2.709 m2.

Die Lage und Abgrenzung des Plangebietes ist dem Deckblatt dieser Begründung zu
entnehmen.
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4 PLANUNGSVORGABEN

4. 1 Landesraumordnung

Raumordnerische Grundlage ist das Niedersächsische Landesraumordnungsprogramm
(NLROP). Die Neubekanntmachung der Verordnung über das Landes-
Raumordnungsprogramm Niedersachsen ist seit dem 17. 09. 2022 (Nds. GVBI. Nr. 76/2022 S.
521) rechtskräftig worden.

Plangebiet

Auszug des Landesraumordnungsprogramms (ohne Maßstab)

In der zeichnerischen Darstellung der Neubekanntmachung der Verordnung über das Landes-
Raumordnungsprogramm wird der nördlich gelegene Ems-Jade-Kanal als Vorranggebiet
Schifffahrt festgesetzt. Im südlichen Bereich befindet sich ein Vorranggebiet
Trinkwassergewinnung sowie ein linienhaftes Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße. Die
genannten Vorranggebiete befinden sich in einer ausreichenden Entfernung.

Die Landesplanung enthält keine konkreten Vorgaben für den Geltungsbereich der 2.
Änderung des Bebauungsplans Nr. 1218. Die Änderung des vorliegenden Bebauungsplanes
steht den im NLROP genannten Zielen nicht entgegen.
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4.2 Regionale Raumordnung

Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Aurich ist seit dem 25. 10.2019
rechtskräftig.

Plangebiet

Auszug aus dem Raumordnungsprogramm des Landkreises Aurich (ohne Maßstab)

Im rechtsverbindlichen Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Aurich befindet

sich das Plangebiet direkt westlich angrenzend der Kreisstraße K140 (Münkeweg), die als
Hauptverkehrsstraße dargestellt wird. Die Hauptverkehrsstraße wird überlagert durch eine
Fernwasserleitung. Der Siedlungsbereich beidseitig des Münkewegs wird umfasst von einem
Vorbehaltsgebiet für landschaftsbezogene Erholung, welches überlagert wird von einen
Vorbehaltsgebiet für Natur und Landschaft. Diese genannten Vorbehaltsgebiete werden nur
randlich berührt, da der Siedlungsbereich selbst nicht von den vorgenannten
Vorbehaltsgebieten überlagert wird.

Vor diesem Hintergrund besteht kein Widerspruch zu den Zielen und Belangen der
Raumordnung.
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4.3 Flächennutzungsplan der Gemeinde Ihlow

Nach § 8 Abs. 2 BauGB ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan (FNP) zu
entwickeln.

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan werden die Flächen des geplanten
Bebauungsplans als Wohnbaufläche (W) dargestellt. Die östlich zum Plangebiet verlaufende
Kreisstraße K 140 wird als Hauptverkehrsstraße dargestellt. Parallel zur Kreisstraße wird eine
Hauptversorgungsleitung dargestellt.

.z
Plangebiet

Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde Ihlow (ohne Maßstab)

Die geplante Entwicklung einer Wohnbaufläche entspricht damit den Darstellungen der
Flächennutzungsplanung. Folglich ist eine Änderung bzw. Berichtigung des
Flächennutzungsplanes nicht erforderlich.
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4.4 Bestehende Baurechte

Der Bebauungsplan Nr. 1218 setzt für den Änderungsbereich eine Fläche für die
Landwirtschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB fest. Das Plangebiet wird im südöstlichen
Grenzbereich und entlang des Münkeweg vor Entwässerungsgräben III. Ordnung eingefasst,
die als Wasserflächen festgesetzt sind.

Nordwestlich und südöstlich schließen Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 Abs. 1 BauNVO an,
für die eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0, 3, eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0, 4 und
eine maximale Zulässigkeit von II Vollgeschossen festgesetzt werden.

Für die Allgemeinen Wohngebiete wird eine abweichende Bauweise (a) vorgegeben, die der
offenen Bauweise entspricht, jedoch mit einer Langenbeschränkung von max. 26 m.

Der Geltungsbereich der 1. Änderung wird von dieser Planänderung nicht berührt.

u
?

WA

1.3

«

Il

9.4

Änderungsbereich

Auszug aus dem rechtswirksamen Bebauungsplan Nr. 1218 (ohne Maßstab)

Im Rahmen dieser vorliegenden 2. Änderung wird die Fläche für die Landwirtschaft
aufgehoben und als Lückenschluss ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 Abs. 1 BauNVO
festgesetzt, hlierbei werden die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung aus der
ursprünglichen Planfassung übernommen, um ein harmonisches Siedlungsbild zu entwickeln.
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5 BESTAND UND GEGENWÄRTIGE UTZUNG

Bei dem Plangebiet handelt es sich überwiegend um eine landwirtschaftliche Grünland /

Wiese. Das Plangebiet ist bereits dreiseitig von einer Wohnbebauung, die überwiegend aus
einer Einzelhausbebauung besteht umgeben. Entlang des Münkeweges besteht ein
straßenbegleitender Baumbestand, der sich jedoch außerhalb des räumlichen
Geltungsbereiches befindet.

Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Kreisstraße K 140 (Münkeweg).

Luftbild des Geltungsbereichs

Entsprechend der Denkmalliste des Landkreises Aurich befinden sich innerhalb des

räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 1218 keine Baudenkmäler. Folglich
werden im Rahmen dieser Planänderung keine Denkmäler nachrichtlich übernommen.

Innerhalb des Plangebietes sind der Gemeinde Ihlow keine Altlasten oder Altablagerungen
bekannt.

Planungsbüro Weinert
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6 INHALT UND AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

6. 1 Art der baulichen Nutzung

Das Ziel der verbindlichen Bauleitptanung ist die Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen für die weitere städtebauliche Entwicklung durch eine innerhalb des
Ortsbereiches zu schaffende Baulandfläche. Hierbei soll die umliegende aufgelockerte
Siedlungsstruktur weiterentwickelt werden. Entsprechend dieser Zielsetzung und der
angrenzenden Gebietsprägung wird das Plangebiet als ein Allgemeines Wohngebiet (WA)
gem. § 4 Bau N VO festgesetzt.

6.2 aß der baulichen Nutzung

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes werden eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,3 und
eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,4 festgesetzt. Die Geschossigkeit der Bebauung wird,

unter Berücksichtigung der vorhandenen Bausubstanz, auf zwei Vollgeschosse (II)
beschränkt. Diese Festsetzungen entsprechen dem rechtswirksamen Bebauungsplan Nr.
1218, wodurch eine städtebaulich geordnete Weiterentwicklung gewährleistet wird.

6. 3 Bauweise und Baugrenzen

Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes wird entsprechend der umliegenden
Bebauungsstruktur eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Hierbei entspricht die
abweichende Bauweise (a) einer offenen Bauweise, jedoch mit einer Längenbeschränkung
von max. 26 m. Die entsprechende textliche Festsetzung zur Konkretisierung der Bauweise
wird aus der vorherigen Planfassung übernommen.

Die überbaubare Grundstücksfläche ist durch Baugrenzen (gem. § 23 BauNVO) festgesetzt.
Baugrenzen ermöglichen den Bauwilligen die größtmögliche Freiheit hinsichtlich der Stellung
der Gebäude, ohne jedoch die Wirkung einer städtebaulichen Ordnung zu verlieren.
Die Festsetzungen bezüglich der Bauweise und Baugrenzen entsprechen im Wesentlichen

den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 1218, wodurch ein harmonisches Einfügen des
Plangebiets in den Siedlungsbestand ermöglicht wird.
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6.4 Immissionen

Im Rahmen dieser Bauleitplanung wurden die auf das Plangebiet einwirkenden Immissionen
(Verkehrslärm) ermittelt und entsprechend der DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau"
bewertet. Hierbei wurden die Immissionen von der Kreisstraße K 140 berücksichtigt.
Für die schalltechnische Bewertung des Plangebietes werden die folgenden
Orientierungswerte der DIN 18005 -1 "Schallschutz im Städtebau" herangezogen:

Verkehrslärm:

Tag (06.00 bis 22.00Uhr): 55 dB (A)
Nacht (22. 00 bis 06.00 Uhr) 45 dB (A)

Die Berechnungsergebnisse sind in Schallimmissionsrastern dargestellt (siehe
Schalltechnische Stellungnahme, Bericht - Nr. 3692-22-L2, IEL GmbH, Aurich vom
11.05.2023). Aus den Darstellungen wird ersichtlich, dass während der Tages- und der
Nachtzeit innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes die zulässigen Orientierungswerte der
DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" überschritten werden.

Auf Grund der Überschreitung der zulässigen Orientierungswerte hinsichtlich des
Verkehrslärmes wird in der Planzeichnung ein Bereich als "Fläche für Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes" definiert. Innerhalb dieser Fläche ist eine Abgrenzung für weitere
Festsetzungen in Bezug auf "Freiräume zum Aufenthalt von Menschen (Terrassen, Balkone,
Loggien) festgesetzt.
Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen, die sich innerhalb der "Fläche für
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes" befinden, müssen besondere Anforderungen an die
Luftschalldämmung erfüllen.
Für die Lärmpegelbereiche auf Basis der DI N 4109 "Schallschutz im Hochbau" (Ausgabe
November 1989) werden folgende textliche Festsetzungen aufgenommen:

Passiver Schallschutz

Lärmpegelbereich III:

An allen der Kreisstraße K 140 zugewandten und um bis zu 90° abgewandten Gebäudefronten
von Wohn- und Aufenthaltsräumen mit Ausnahme von Bädern und Hausarbeitsräumen sind

bauliche Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, die den Anforderungen für den LPB III gemäß
DI N 4109 "Schallschutz im Hochbau", November 1989, Tabelle 8, Zeile 3 entsprechen. An
allen der Kreisstraße K 140 abgewandten Gebäudefronten von Wohn- und Aufenthaltsräumen
mit Ausnahme von Bädern und Hausarbeitsräumen sind bauliche Schallschutzmaßnahmen

vorzusehen, die den Anforderungen für den LPB II gemäß DIN 4109 "Schallschutz im
Hochbau", November 1989, Tabelle 8, Zeile 2 entsprechen.
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Lärmpegelbereich II:

An allen der Kreisstraße K 140 zugewandten und um bis zu 90° abgewandten Gebäudefronten
von Wohn- und Aufenthaltsräumen mit Ausnahme von Bädern und Hausarbeitsräumen sind

bauliche Schallschutzmaßnahmen vorzusehen, die den Anforderungen für den LPB II gemäß
DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau", November 1989, Tabelle 8, Zeile 4 entsprechen.

Des Weiteren gilt:

a) Die Anforderungen an den passiven Schallschutz können verringert werden, wenn
rechnerisch nachgewiesen wird, dass geringere Schalldämm-Maße erforderlich sind. Dies gilt
insbesondere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten oder den Lärmquellen
abgewandten Gebäudefronten.

b) Sind in den beschriebenen Aufenthaltsräumen Schlafräume vorgesehen, kann es bei
geöffneten Fenstern zu Schlafstörungen kommen. In diesem Fall ist durch den Einbau
schallgedämpfter Lüftungseinrichtungen eine ausreichende Belüftung der Räumlichkeiten bei
geschlossenen Fenstern sicherzustellen. Diese Anforderung kann für Fassaden entfallen, für
die rechnerisch nachgewiesen wird, dass ein Beurteilungspegel von < 45 dB(A) erreicht wird.

c) Innerhalb des Plangebietes wird der Orientierungswert von 55 dB(A) für den Tageszeitraum
(WA) rechnerisch überschritten. Sofern in diesem Bereich Freiräume zum Aufenthalt von

Menschen (Balkone, Terrassen) errichtet werden sollen, sind sie auf der der Kreisstraße K 140

abgewandten Gebäudefront anzuordnen oder durch massive bauliche Anlagen
(Nebengebäude, Lärmschutzwände) gegen den Verkehrslärm zu schützen. Dabei ist
sicherzustellen, dass der Orientierungswert für die Tageszeit von 55 dB(A) für ein
"Allgemeines Wohngebiet (WA)" nicht überschritten wird.

6.5 Flächen für die Wasserwirtschaft

Innerhalb des Plangebietes werden entlang der Straßenverkehrsfläche und entlang der
südöstlichen Plangebietsgrenze Flächen für die Wasserwirtschaft (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16
BauGB) mit einer Breite von 1 m festgesetzt, die als Entwässerungsgräben dienen.
Zur Absicherung eines erforderlichen Unterhaltungsstreifens wird im südöstlichen Bereich eine

von der Bebauung freizuhaltende Fläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 festgesetzt.

Entsprechend dem genehmigten Oberflächenentwässerungsantrag (Stellungnahme von
12.03.2024) erfolgt für das Plangebiet die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers über
die festgesetzten Entwässerungsgräben in das Gewässer II. Ordnung Nr. 111/19 Blitz. Eine
Rückhaltung des anfallenden Oberflächenwassers erfolgt über eine Rückhaltemulde im

westlichen Teilbereich des Plangebietes.
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6. 6 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 Abs. 3 NBauO
Die örtlichen Bauvorschriften des Urplanes sind nicht Gegenstand dieser 2. Änderung und
behalten, entsprechend der ursprünglichen Planfassung, auch weiterhin ihre Gültigkeit.
Durch die Übernahme der bereits bestehenden örtlichen Bauvorschriften wird ein einheitliches

Siedlungsbild für den Gesamtbereich des Bebauungsplanes Nr. 1218 gewährleistet.
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7 NATUR UND LANDSCHAFT

Bei der Änderung eines Bebauungsplanes sind die Belange des Umwelt- und Naturschutzes
gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. Sind aufgrund einer Bauleitplanung, Eingriffe
in die Natur und Landschaft gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten, ist über die

Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz im Rahmen der Abwägung zu entscheiden (vgl. §
15 Abs. 2 BNatSchG). Es ist zu prüfen, ob durch die Aufstellung des Bebauungsplanes
Veränderungen durch die Gestaltung oder Nutzung von Grundflächen vorbereitet werden,
welche die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes erheblich

beeinträchtigen können.

Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1218 ist erheblich
durch die vorhandene Siedlungsstruktur, in Form einer Wohnbebauung, vorbelastet.

Die mit der Planaufstellung verbundene Grundfläche wurde überschlägig ermittelt und belauft
sich auf weniger als der Schwellenwert von 20.000 m2. Durch die Änderung des

Bebauungsplanes Nr. 1218 werden keine Vorhaben begründet, die nach anderen Gesetzen

einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Ferner bestehen keine Anhaltspunkte für
eine Beeinträchtigung der Schutzgüter der NATURA 2000 (Gebiete von gemeinschaftlicher
Bedeutung).

ÜberschlägigeGrundflächenermittlung

Größe des Plangebietes

2. 709 m2

Fläche des

Wohngebietes
Allgemeinen

2.605 m2

Angenommene Grundfläche
entsprechend der festgesetzten
Grundflächenzahl (GRZ)

782m2

Der Schwellenwert von 20. 000 m2 gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 wird mit der ermittelten Grundfläche (§ 19

Abs. 2 BauNVO) von 782 m2 deutlich unterschritten.

Für Bebauungspläne mit einer zulässigen Grundfläche < 20. 000 m2 sind nach § 13a Abs. 2

Satz 1 Nr. 4 BauGB Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, im Sinne des §
1 a Abs. 3 Satz 6 BauGB zu bewerten. Ein Ausgleich ist daher nicht erforderlich, da die Eingriffe
bereits vorder planerischen Entscheidung erfolgt sind bzw. zulässig waren.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes besitzt eine zulässige Grundfläche von insgesamt
782 m2. Folglich ist gem. § 1a Abs. 3 BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich, da die Eingriffe

in das Landschaftsbild sowie in die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes
bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig waren. Die Vorbereitung von Eingriffen in
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den Naturhaushalt erfolgte bereits mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1218
(Urfassung).

Bei dem Verfahren gem. § 13a BauGB gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens

gem. § 13 Abs. 3 und Satz 1 BauGB entsprechend. Demnach wird gem. §13 Abs. 3 BauGB
von einer Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB), von dem Umweltbericht (§ 2a BauGB), von der
Angabe der verfügbaren Umweltinformationen (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB) sowie von der
zusammenfassenden Erklärung (§ 10a Abs. 1 BauGB) abgesehen.

Artenschutzrechtliche Belange

§ 44 BNatSchG begründet ein strenges Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten.
Zwar ist die planende Stadt nicht unmittelbar Adressat dieser Verbote, da mit der

Bebauungsplanaufstellung in der Regel nicht selbst die verbotenen Handlungen durchgeführt
beziehungsweise genehmigt werden. Allerdings ist es geboten, den besonderen Artenschutz
bereits in der Bauleitplanung angemessen zu berücksichtigen, da ein Bebauungsplan, der
wegen dauerhaft entgegenstehender rechtlicher Hinderungsgründe (hier entgegenstehende
Verbote des besonderen Artenschutzes bei der Umsetzung) nicht verwirklicht werden kann,
vollzugsunfähig ist.

Tierarten des Anhanges IV der Fauna - Flora - Habitat - Richtlinie

Für den Planungsraum liegen derzeit keine Informationen über besondere Wertigkeiten vor.
Aufgrund der vorhandenen Strukturen und Nutzungen im Plangebiet und daran angrenzend
wird ein Vorkommen von Tierarten gemäß Anhang IV der FFH - Richtlinie zum gegenwärtigen
Zeitpunkt mit der Ausnahme von potenziell vorhandenen baumhöhlenbewohnenden
Fledermäusen oder Vogelarten ausgeschlossen.

Sollten Einzelbäume entfernt werden, so wird diese Gehölzbeseitig ungen ausschließlich in

dem Zeitraum Oktober bis Februar erfolgen, um mögliche Tötungen oder eine Störung von
Sommerquartieren und anderweitige Beeinträchtigung von Fledermäusen zu vermeiden, so
dass die Verbotstatbestände nicht konstatiert werden können.

Geschützte wildlebende Vogelarten im Sinne von Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie

Im Planungsraum können potenziell verschiedene europäische Vogelarten vorkommen, die
hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu betrachten sind. Es werden

aufgrund der vorgeprägten Strukturen vornehmlich Arten des Siedlungsbereiches sowie
halboffenlandbewohnende Arten vorkommen. Diese Arten weisen eine breite ökologische
Amplitude auf und sind in der Lage, bei Störungen auf Ersatzbiotope auszuweichen. Weiterhin
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handelt es sich hier vorwiegend um Arten, die an die Anwesenheit des Menschen gewöhnt
sind.

Im Ergebnis der Betrachtung bleibt festzustellen, dass die Verbotstatbestände nach § 44
BNatSchG nicht einschlägig sind.

Artenschutzrechtliche Belange

§ 44 BNatSchG begründet anhand von Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverboten ein
strenges Schutzsystem für bestimmte Tier- und Pflanzenarten. Diese Verbote adressieren die

gemeindliche Bauleitplanung nicht direkt, sind aber zu beachten, denn: Ist der Vollzug eines
Bebauungsplan aufgrund von dauerhaft entgegenstehender artenschutzrechtlicher Belange
nicht möglich, so fehlt dem Bauleitplanung die Erfordernis i.S.v. § 1 Abs. 3 BauGB, womit der
Plan nichtig ist.

Auch wenn bei diesem Verfahren die Eingriffsregelung (§§ 14-17 BNatSchG) nicht zu
berücksichtigen ist, ist vor Baubeginn und einer Flächenversiegelung zu prüfen, ob nicht nach
§ 44 BNatSchG artenschutzrechtliche Verbotstatbestände berührt werden.

Trifft dies zu, so sind entsprechende Maßnahmen zur Rettung oder Umsiedlung zu
veranlassen. Die Maßnahmen sind mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

Zusammenfassend betrachtet stehen der 2. Änderung keine erheblichen natur-, umwelt- und
artenschutzrechtlichen Belange entgegen. Das Plangebiet ist aufgrund seiner Form als
Außenbereichsinsel dreiseitig von Bebauung umgeben, wodurch es um einen vorbelasteten
Siedlungsbereich handelt.

8 FLÄCHENBILANZ

Festsetzung

Allgemeine Wohngebiete

Wasserflächen

Flächen für die Wasserwirtschaft: Rückhaltemutde

Gesamtfläche des Plangebietes

Fläche in m2

2.394 m2

104m2

211 m2

2.709 m2
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9 VERSORGUNGS- UND ENTSORGUNGSANLAGEN

Wasserversorgung

Die Wasserversorgung erfolgt durch Anschluss an das Versorgungsnetz des Oldenburgisch-
Ostfriesischen Wasserverbandes. Eine ausreichende Löschwasserversorgung ist
gewährleistet.

Strom- und Gasversorgung

Die Versorgung mit elektrischer Energie und Erdgas erfolgt durch den Anschluss an das
Verteilernetz der Energieversorgung Weser-Ems AG.

Telekommunikation

Der Anschluss an das öffentliche Fernsprechnetz wird durch die ortsansässigen
Telekommunikationsanbieter realisiert.

Die Bundesregierung hat am 27. Januar 2016 den vom Bundesminister für Verkehr und digitale
Infrastruktur vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung des Ausbaus digitaler
Hochgeschwindigkeitsnetze (DigiNetz-Gesetz) beschlossen.

Dieses sieht in Neubaugebieten zwingend vor, eine Glasfaserversorgung einzubauen.

Zur Information und Kenntnisnahme ist nach § 77i Abs. 7 DigiNetzG in Plangebieten
sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen, welche mit Glasfaserkabel
ausgestattet sind, mitzuverlegen sind.

Schmutzwasserentsorgung

Die Abwasserentsorgung erfolgt über Kleinkläranlagen.

Oberflächenentwässerung

Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Oberflächenwasser wird über

Entwässerungsgräben abgeleitet. Entsprechend dem Entwurf, des bei der unteren

Wasserbehörde vorliegenden Oberflächenentwässerungsantrages (Stellungnahme vom
12. 03. 2024) erfolgt für das Plangebiet die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers über

die festgesetzten Entwässerungsgräben in das Gewässer II. Ordnung Nr. 111/19 Blitz. Eine
Rückhaltung des anfallenden Oberflächenwassers erfolgt über eine Rückhaltemulde im
westlichen Teilbereich des Plangebietes.
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Abfallentsorgung

Die Abfallbeseitigung wird zentral durch den Landkreis Aurich gewährleistet.

10 HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde

gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG;
vom 30.05. 1978) meldepflichtig und müssen dem Landkreis Aurich - Untere
Denkmalschutzbehörde - unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der
Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs.
2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen,
bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die
Fortsetzung der Arbeit gestattet. Dieser Hinweis ist in die Baugenehmigung unter Angabe der
Meldestelle aufzunehmen.

Altablagerungen / Altstandorte

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten hlinweise auf Altablagerungen bzw.
Altstandorte zutage treten, so ist unverzüglich der Landkreis Aurich - Untere Abfallbehörde -

zu benachrichtigen. Meldepflichtig sind der Leiter der Arbeiten, die bauausführende Firma
und/oder der Bauherr.

Gewässerverrohrungen

Bauarbeiten zur Gewässerverrohrung dürfen erst begonnen werden, wenn ein Antrag zur
Herstellung einer Gewässerverrohrung gestellt und die behördliche Genehmigung hierzu vom

Landkreis Aurich -untere Wasserbehörde- erteilt wurde.

Lage der Versorgungsleitungen

Vor Beginn der Baumaßnahme sind die Bauuntemehmen verpflichtet, sich rechtzeitig mit dem
jeweiligen Versorg ungsunternehmen, deren Leitungen vor Ort verlegt sind, abzustimmen
(Erkundigungspflicht der Ausbauunternehmer).
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Der Bauunternehmer genügt dieser Erkundigungs- und Prüfungspflicht nicht, wenn er sich bei
dem Grundstückseigentümer bzw. bei der Stadt - oder Gemeindeverwaltung erkundigt.
Vielmehr hat er sich bei dem jeweiligen Versorgungsunternehmen zu erkundigen, wo deren
Leitungen vor Ort verlegt sind.

Bodenverunreinigung / Bodenschutz

Treten bei den Aushub- und Tiefbauarbeiten Abfälle i. S.d. § 3 Abs. 1 S. 1 KrWG zu Tage, sind
die Bauarbeiten einstweilen einzustellen. Die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde des

Landkreises Aurich ist hierüber unverzüglich zu informieren.

Im Falle einer Verunreinigung des Bodens durch Bautätigkeiten sind unverzüglich
Maßnahmen zu ergreifen, die eine Ausbreitung der Gefährdung (z.B. auf Grund- bzw.
Oberflächenwasser) verhindern und ggf. eine Reinigung der kontaminierten Flächen (z. B.
durch Bodenaustausch oder Bodenwäsche) zur Folge haben. Die Untere Wasserbehörde
sowie die Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde Landkreis Aurich sind hierüber zeitnah zu

informieren.

Sofern Bauschutt als Füllmaterial eingesetzt werden soll, hat dieser hinsichtlich des

Schadstoffgehalts die Zuordnungswerte Z 0 der LAGA-Mitteilung 20 "Anforderungen an die
stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen -Technische Regeln" (1997, 2003) zu
erfüllen. Sofern Bauschutt mit den Zuordnungswerten Z1 und Z2 verwendet werden soll,
bedarf dieses eines schriftlichen Antrags und einer einzelfallbezogenen Prüfung durch die
Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde.

Artenschutz

Es ist gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz verboten, wild lebende Tiere der streng
geschützten Arten wie Z. B. Amphibien, baumhölenbewohnende Vogelarten und Fledermäuse
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stören sowie Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der
besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören.

LichtverschmufcE ung

Um negative Auswirkungen auf Mensch, Tier und Landschaft durch nächtliche Beleuchtung
möglichst gering zu halten, sollte mit Licht möglichst sparsam umgegangen werden und diese
in geringstmöglicher Helligkeit verwendet werden. Es sind Leuchtkörper mit geringen UV- und
Blaulichtanteilen zu verwenden, warmweißes LED-Licht < 3.000 Kelvin hat sich als günstig
erwiesen. Die Installationshöhe sollte möglichst niedrig erfolgen und ausschließlich von oben

nach unten gerichtet, um eine Streuung in den Himmel zu vermeiden. Es sind geschlossene

Planungsbüro Weinert



Gemeinde Ihlow

Bebauungsplan Nr. 1218 "Nördlicher Teilbereich - Münkeweg"
2. Änderung

Seite 20

Lampen zu verwenden, ggf. mit feinen Bohrungen anstelle von Kühlschlitzen, die es Insekten

ermöglichen , das Gehäuse wieder zu verlassen. Die Betriebsdauer von Lichtquellen ist
möglichst auf die notwendige Zeit zu begrenzen.

Freiflächen der Grundstücke

Gemäß § 9 Abs. 2 NBauO müssen die nicht überbauten Flächen Grünflächen sein, soweit sie

nicht für eine andere Nutzung zulässig sind. Somit sind Schotter- oder Steingärten in
Niedersachsen grundsätzlich unzulässig. Auch gekieste oder geschotterte Wege, Zufahrten,
Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des §14 BauNVO mit der Anlage von Folien- oder
Gewebeunterbauten sind bei der Grundflächenermittlung gem. §19 BauNVO mitzurechnen.

Gewässerschutz

Mit Anpflanzungen (Hecken, Bäume etc. ) und baulichen Anlagen jeglicher Art (Wohnhäuser,
Carports, Gartenhäuser, Zäune, Pflasterungen etc. ) ist ein Mindestabstand von 1, 00 m zu

Oberflächengewässern (Gräben etc.), gemessen ab Böschungsoberkante, einzuhalten.

l hlow, den 17. 09. 2024
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